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Geschäftszahl 

2011/15/0112 

Rechtssatz 

Da die Unternehmensgruppe nach innerstaatlichem Recht keine Steuersubjekteigenschaft besitzt, ist sie keine "in 
einem Vertragsstaat ansässige Person" im abkommensrechtlichen Sinn (vgl. Dommes/Schuch, 
Gruppenbesteuerung und Doppelbesteuerungsabkommen, in Lang et al, Grundfragen der Gruppenbesteuerung, 
354). Hingegen behalten die Gruppengesellschaften trotz der Teilnahme an einer steuerlichen 
Unternehmensgruppe ihre Steuerrechtssubjektivität und bleiben daher abkommensberechtigt in Ansehung der 
von Österreich abgeschlossenen Doppelbesteuerungsabkommen. Eine abkommensrechtliche Verpflichtung, die 
ausländische Steuer auf die vom Einkommen einer anderen Person zu erhebende Einkommen- bzw. 
Körperschaftsteuer anzurechnen, besteht nicht. Nach Art. 24 Abs. 3 lit. b des Übereinkommens vom 24. Juli 
1986 zwischen der Republik Österreich und der Republik Indonesien zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
und zur Verhinderung der Steuerumgehung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, 
BGBl. Nr. 454/1988, ist die ausländische Steuer auf die vom Einkommen "dieser" (nämlich der in Österreich 
ansässigen) Person zu erhebende Steuer anzurechnen. Dieser Umstand würde den österreichischen Gesetzgeber 
jedoch nicht daran hindern, ausländische Steuern in einem weitergehenden Umfang - beispielsweise im 
Zusammenhang mit der Besteuerung von Unternehmensgruppen - zur Anrechnung zuzulassen, als dies 
abkommensrechtlich geboten ist. Dies ist allerdings gegenständlich, wie die Bestimmung des § 24a KStG 1988 
zeigt, nicht der Fall. 
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